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Die 13. Tagung der Volkskammer wird für 
Donnerstag, den 14. Juni 1990, 10.00 Uhr 
einberufen.

(Ende der Tagung: 14.35)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Meine Damen und Herren! Verehrte Abgeordnete! Die 12. Ta­
gung der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik ist eröffnet. Ich begrüße die Gäste, die zu dieser Sitzung er­
schienen sind.

Ihnen liegt die Tagesordnung für diese 12. Tagung vor. Als
Punkt 1 ist vorgesehen:

Aktuelle Stunde „Situation der Ausländer in der DDR“

2. Fragestunde 
(Fortsetzung vom 7. Juni 1990)

Unsere Richtlinien zur Fragestunde sehen vor, daß pro Woche 
maximal 90 Minuten für Fragen vorgesehen sind. Wir hatten ge­
stern etwas über eine Stunde für Fragen. Wir haben also heute 
maximal 30 Minuten zur Verfügung.

Dann stehen einige Gesetze in 1. Lesung auf der Tagesord­
nung.

3. Antrag des Ministerrates 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG)
- 1. Lesung -
- Drucksache Nr. 58 -

4. Antrag des Ministerrates
Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbeh.'___________
derter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehin­
dertengesetz - SchwbG) - 1. Lesung -
- Drucksache Nr. 59 -

5. Antrag des Ministerrates
Gesetz über den Anspruch auf Sozialhilfe - Sozialhilfe­
gesetz - 1. Lesung -
- Drucksache Nr. 64 -

6. Antrag des Ministerrates
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Arbeitsgesetz­
buches - 1. Lesung -
- Drucksache Nr. 66 -

7. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zur Ver­
längerung der Legislaturperiode der Richter und Schöf­
fen
- 2. Lesung -
- Drucksache Nr. 57 a

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 1 :

Aktuelle Stunde „Situation der Ausländer in der DDR“

Die Aktuelle Stunde ist von der Fraktion Bündnis 90/Grüne be­
antragt worden. Es hat als erster dementsprechend das Wort ein 
Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Grüne, der Abgeordnete Gerd 
Poppe.

Poppe für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie um 
Entschuldigung, wenn ich immer noch etwas außer Atem bin. 
Das waren die Sicherungsmaßnahmen unseres Innenministers, 
da mein Bus etwa einen Kilometer umgeleitet wurde.

Wir haben die Aktuelle Stunde beantragt, weil wir der Mei­
nung sind, daß sich Ausländer in der DDR gegenwärtig in einer 
schwierigen Situation befinden, die sich mit der Währungsunion 
und den durch sie neu entstehenden sozialen Problemen ver­
mutlich noch verschärfen wird, und daß wir gegenwärtig Gefahr 
laufen, nach 1945 zum zweiten Mal eine historische Chance zu 
vergeben.

Trotz aller gegenteiligen Bekundungen wurde auch in diesem 
Teil Deutschlands die Nazivergangenheit niemals aufgearbeitet. 
Statt aus ihr die einzig mögliche Konsequenz zu ziehen, nämlich 
eine offene Gesellschaft zu gestalten, in der die verschiedenen 
Meinungen, Religionen und Kulturen ihren Platz finden, betrieb
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